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I. Gesetzgebung 

Reform der Grundsteuer 

Bayern befürchtet Kostenexplosion 
 

ie Finanzministerkonferenz hat Anfang 

Juni gegen die Stimmen von Bayern 

und Hamburg beschlossen, zeitnah 

eine Bundesratsinitiative für eine umfassende 

Reform der Grundsteuer auf den Weg zu 

bringen. Die Länder Hessen und Niedersach-

sen wurden gebeten, entsprechende Gesetz-

entwürfe einzubringen. Bayern lehnt die von 

der Ländermehrheit geplante Reform der 

Grundsteuer ab, da der beschlossene Ge-

setzentwurf eine Kostenexplosion bei der 

Grundsteuer für bayerische Hauseigentümer 

und Mieter bedeute. 

Die Grundsteuer ist mit einem jährlichen Auf-

kommen von rund 13 Mrd. Euro eine wichtige 

Einnahmequelle der Kommunen. Die Finanzmi-

nister der Länder streben eine aufkommensneut-

rale Reform an, die nicht zu einer flächende-

ckend höheren Grundsteuerbelastung für die 

Bürger führen soll. In einem ersten Schritt soll 

zunächst die Bewertung von Grundstücken sowie 

land- und forstwirtschaftlichen Betrieben aktuali-

siert werden. Die derzeit verwendeten Einheits-

werte basieren auf jahrzehntealten Wertverhält-

nissen, im Westen aus dem Jahre 1964 und im 

Osten aus dem Jahre 1935. 

Die Neubewertungen für rund 35 Millionen 

wirtschaftliche Einheiten sollen nach dem vorlie-

genden Entwurf zum Stichtag 1. Januar 2022 in 

den darauffolgenden Jahren vorgenommen wer-

den. Danach soll turnusmäßig eine aktualisierte 

Anpassung erfolgen. Welche Werte sich für ein-

zelne Grundstücke dann ergeben, lässt sich heu-

te noch nicht abschätzen, da für die neuen 

Grundsteuerwerte insbesondere der dann gültige 

Bodenrichtwert (bei unbebauten Grundstücken) 

sowie bei bebauten Grundstücken neben dem 

Bodenwert zusätzlich der Gebäudewert zu be-

rücksichtigen sein wird. Letzterer richtet sich im 

Wesentlichen nach den dann aktuellen Bauprei-

sen sowie Faktoren wie Gebäudeart und Bau-

jahr. Die Bewertung von land- und forstwirtschaft-

lichen Betrieben soll künftig auf Basis eines typi-

sierenden Ertragswertverfahrens erfolgen. 

Das Ziel der bundesweiten Aufkommensneut-

ralität soll durch die Festlegung der sogenannten 

Grundsteuermesszahlen erreicht werden. Wie 

schon heute die Einheitswerte werden die künfti-

gen Grundsteuerwerte mit einer gesetzlich fest-

gelegten Steuermesszahl multipliziert. Im Falle 

eines flächendeckenden Anstiegs der Werte 

aufgrund der Neubewertung wird es über eine 

Absenkung der Steuermesszahlen ein Korrektiv 

geben. Erst auf den Steuermessbetrag (Grund-

steuerwert x Steuermesszahl) wird dann der 

jeweilige gemeindliche Hebesatz angewandt – 

dies ergibt die tatsächlich zu zahlende Grund-

steuer. 

Wie hoch die Messzahlen sein müssen, um 

die angestrebte bundesweite Aufkommensneut-

ralität zu erreichen, kann erst in einem zweiten 

Reformschritt nach Abschluss der Neubewertung 

der rund 35 Millionen Einheiten berechnet wer-

den. Hierbei soll den Ländern künftig auch die 

Möglichkeit eröffnet werden, eigene jeweils lan-

desweit geltende Steuermesszahlen zu bestim-

men. Aufgrund des Umfangs der zu ermittelnden 

Werte und der tatsächlichen Verhältnisse rech-

nen die Finanzminister der Länder mit einem 

Einsatz der aktualisierten Werte in der Praxis in 

ca. zehn Jahren. 

ZV

 

D 
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II. Verschiedenes 

Erster „Immobilienmarktbericht Bayern“ 

Transparenz für den bayerischen Immobilienmarkt 
 

und 400.000 Datenfelder der örtlichen 

Gutachterausschüsse aus den Land-

kreisen und kreisfreien Städten Bay-

erns hat der Obere Gutachterausschuss ge-

sammelt und ausgewertet. Im Ersten „Immo-

bilienmarktbericht Bayern“ wurden diese Da-

ten auf rund 140 Seiten gebündelt. Dieser 

spiegelt somit den bayernweit kompletten 

Bestand aller Transaktionen von Immobilien 

und Grundstücken wider. 

Allein im Jahr 2014 betrug der Umsatz aller Im-

mobilien und Grundstücke in Bayern rund 36 

Milliarden Euro. Bezogen auf die Jahre 2000 bis 

2015 ergibt sich bei Immobilien im Durchschnitt 

eine jährliche Wertsteigerung von drei Prozent. 

Auch offenbart der Immobilienmarktbericht die 

Auswirkungen des demografischen Wandels auf 

die Immobilienpreise: Wächst die Bevölkerung 

um nur ein Prozent, sind Preissteigerungen bei 

Wiederverkäufen von etwa 15 bis sogar 45 Pro-

zent der Regelfall. In Regionen mit Bevölke-

rungsrückgang sei die Entwicklung hingegen 

völlig unterschiedlich. Während die Preise in 

Oberfranken nahezu durchwegs zurückgingen, 

bewege sich die Preisentwicklung in anderen 

Regionen zwischen einem Minus bis zu einem 

Plus von rund 30 Prozent. 

Der Obere Gutachterausschuss mit Sitz in 

Landshut setzt sich aus einem Vorsitzenden und 

25 ehrenamtlichen weiteren Gutachtern zusam-

men. Das Sachverständigengremium arbeitet 

selbstständig und unabhängig. Die Herausgabe 

des Berichts erfolgt ab sofort jeweils in geraden 

Jahren, spätestens zum 30. Juni. Der Immobi-

lienmarktbericht Bayern 2016 kann als PDF für 

40 Euro unter www.boris-bayern.de herunterge-

laden werden. Der gedruckte und gebundene 

Immobilienmarktbericht Bayern 2016 kann für 

50 Euro bei der Geschäftsstelle des Oberen Gut-

achterausschusses (Fleischbankgasse 310, 

84028 Landshut, oga-bayern@landshut.de) be-

stellt werden. 

 

 

Immobilienmarktbericht Bayern 

Zusammenfassung 

Hier klicken 

 

Müllgebührenranking 2016 

Müllgebühren der 100 größten Städte in Deutschland 
 

as Institut der deutschen Wirtschaft 

Köln (IW Köln) hat im Auftrag von 

Haus & Grund Deutschland die Müll-

gebühren der nach Einwohnern 100 größten 

Städte in Deutschland untersucht. 

Für diesen Vergleich wurden die Müllgebühren 

dieser Städte erhoben, die für eine Musterfamilie 

(zwei Erwachsene, zwei Kinder) in den jeweiligen 

Städten jährlich anfallen. Die günstigsten Städte 

in Deutschland sind Flensburg, Chemnitz, Nürn-

berg, Magdeburg, Solingen, Mainz, Regensburg, 

Augsburg, Halle (Saale) und Ratingen. Die teu-

ersten Städte in Deutschland sind Kaiserslautern, 

Pforzheim, Mönchengladbach, Reutlingen, Dü-

ren, Lünen, Bergisch Gladbach, Karlsruhe, 

Moers und Leverkusen. 

R 

D 

http://www.boris-bayern.de/
mailto:oga-bayern@landshut.de
http://www.gutachterausschuesse-bayern.de/IMB_BY_2016/Pressemitteilung_IMB_BY_2016.pdf
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Zwischen der günstigsten und teuersten Stadt 

liegen 600 Euro im Jahr. Die Studie soll Motivati-

on für die Städte sein, ihren Bürgern künftig eine 

gleiche Servicequalität zu niedrigeren Preisen 

anzubieten. 

ZV 

 

Müllgebührenranking 2016 

Hier klicken 

 

3. Vermieterbefragung 

Keine Mietsteigerungen bei privaten Vermietern 
 

ie privaten Kleinvermieter haben die 

Mieten im vergangenen halben Jahr im 

Durchschnitt nicht erhöht. Das geht 

aus einer Befragung von Haus & Grund 

Deutschland hervor. 

Im unteren Preissegment ist nach der Befragung 

noch ein Mietanstieg zu beobachten. Die Befra-

gung der privaten Vermieter ergab zudem, dass 

weiter auf hohem Niveau modernisiert wird. Die 

Modernisierungen haben nur leicht nachgelas-

sen. Eindeutige Modernisierungsschwerpunkte 

sind nicht auszumachen. Die Eigentümer inves-

tierten gleichermaßen in neue Fenster, in eine 

neue Heizung und in das Dach. Lediglich die 

Fassaden würden deutlich seltener erneuert. 

In die Auswertung sind Angaben zu 6.355 

Wohnungen von 2.200 privaten Vermietern ein-

gegangen. Die Befragung wurde schriftlich in 

neun Regionen durchgeführt, die den bundeswei-

ten Wohnungsmarkt bezüglich Einwohnerdichte, 

Einwohnerentwicklung und Wirtschaftskraft re-

präsentieren: München, Düsseldorf, Tübingen, 

Osnabrück, Kassel, Lübeck, Gelsenkirchen, 

Magdeburg und Pirmasens. 

ZV 

 

Haus & Grund Deutschland 

3. Vermieterbefragung 

Ergebnisse 

Hier klicken

 

 

III. Rechtsprechung 

 

1. Mietrecht 

BGH: 

Kauf bricht (nur grundsätzlich) nicht Miete

in Mietverhältnis kann nicht wirksam 

entstehen, wenn auf Gebrauchsnutzer-

seite eine Person beteiligt ist, die zu-

gleich Vermieter ist. Ein Mietverhältnis er-

lischt, wenn der Mieter nachträglich das mit 

dem Recht zur Gebrauchsnutzung verbunde-

ne Eigentum an der Mietsache erwirbt. 

Wird der vermietete Wohnraum nach der Über-

lassung an den Mieter von dem Vermieter an 

einen Dritten veräußert, so tritt der Erwerber an-

stelle des Vermieters in die sich während der 

Dauer seines Eigentums aus dem Mietverhältnis 

ergebenden Rechte und Pflichten ein (§ 566 

BGB). 

D 

E 

http://www.haus-und-grund-bayern.de/fileadmin/user_upload/Landesverband/Extranet/Rundschreiben/2016-06_Juni/Muellgebuehrenranking_2016.pdf
http://www.haus-und-grund-bayern.de/fileadmin/user_upload/Landesverband/Extranet/Rundschreiben/2016-06_Juni/Vermieterbefragung.pdf
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In dem zu entscheidenden Rechtsstreit wurde 

eine Dachgeschosswohnung vermietet. Dem 

Mieterpaar war im Mietvertrag ein Recht zur Mit-

benutzung des Gartens eingeräumt worden. Spä-

ter wurde das Gebäude verkauft und in Woh-

nungseigentum umgewandelt. Hierbei wurde der 

Erdgeschosswohnung ein Sondernutzungsrecht 

am Garten zugeordnet. Den Mietern der Dachge-

schosswohnung wurde gleichzeitig bestätigt, 

dass sie einen Teil des Gartens weiterhin nutzen 

können. Die Erdgeschosswohnung wurde mit 

dem Hinweis verkauft, dass den Mietern der 

Dachgeschosswohnung ein Sondernutzungs-

recht an einem bestimmten Teil des Gartens 

zusteht, solange das Mietverhältnis mit dem Ei-

gentümer besteht. Später schloss der Eigentü-

mer auch einen Kaufvertrag über die Dachge-

schosswohnung ab. In diesem wurde der Dach-

geschosswohnung kein Sondernutzungsrecht 

zugeordnet. Der Mann des Mieterpaares übte für 

sich das Vorkaufsrecht aus und erwarb die Woh-

nung. Die Frau des Mieterpaares zahlte an-

schließend an ihren Mann monatlich 800 Euro 

mit dem Verwendungszweck „Miete“. Nun ver-

langten die Eigentümer der Erdgeschosswoh-

nung die Herausgabe der restlichen Gartenflä-

che. Das Paar weigerte sich mit dem Hinweis, 

dass nur der Mann Eigentümer geworden sei und 

das Mietverhältnis von der Frau fortgeführt wer-

de. 

Der Bundesgerichtshof ist der Ansicht, dass 

das Mietverhältnis an der Dachgeschosswoh-

nung einschließlich des Nutzungsrechts am Gar-

ten mit Ausübung des Vorkaufsrechts durch den 

Mann des Mieterpaares erloschen ist. Die Eigen-

tümer der Erdgeschosswohnung können deshalb 

die Räumung und Herausgabe der Gartenfläche 

beanspruchen. Ein Schuldverhältnis erlischt, 

wenn sich Forderung und Schuld in einer Person 

vereinen, was hier beim Käufer der Dachge-

schosswohnung der Fall sei. 

Urteil Sie möchten die 
27. April 2016  Entscheidung lesen? 
VIII ZR 323/14 Hier klicken 

 

 

BGH: 

Einwendungsfrist bei Betriebskostenabrechnung für nicht umlagefähige Kosten

ach Ablauf von 12 Monaten nach Er-

halt einer formal ordnungsgemäß er-

stellten Betriebskostenabrechnung 

kann ein Mieter diese nicht mehr beanstan-

den, selbst wenn sie Kostenbestandteile ent-

hält, die nicht auf den Mieter hätten umgelegt 

werden dürfen. 

Über die Vorauszahlungen für Betriebskosten ist 

jährlich abzurechnen. Einwendungen gegen die 

Abrechnung hat der Mieter dem Vermieter spä-

testens bis zum Ablauf des zwölften Monats nach 

Zugang der Abrechnung mitzuteilen. Nach Ablauf 

dieser Frist kann der Mieter Einwendungen nicht 

mehr geltend machen, es sei denn, der Mieter 

hat die verspätete Geltendmachung nicht zu 

vertreten (§ 556 Abs. 3 BGB). 

In dem zu entscheidenden Rechtsstreit hatte 

der Vermieter einer Eigentumswohnung den auf 

der Abrechnung seiner Hausverwaltung ausge-

wiesenen Gesamtbetrag auf seine Mieter umge-

legt. Diese Abrechnung enthielt zum einen ein-

zeln aufgeführte umlagefähige Kosten (z.B. Hei-

zung und Wasser) und zum anderen einen – 

ausdrücklich als nicht umlagefähig bezeichneten 

– Anteil der Gemeinschaftskosten (z.B. Instand-

haltungsrücklage und Hausverwaltungskosten). 

Die Abrechnung übersandte er in Kopie ebenfalls 

seinen Mietern. Die Mieter rügten die Abrech-

nung erst 22 Monate später und verlangten den 

zu viel gezahlten Betrag zurück. Der Vermieter 

verweigert die Rückzahlung des zu Unrecht er-

hobenen Betrages unter Berufung auf die Aus-

schlussfrist des § 556 Abs. 3 BGB. 

Der Bundesgerichtshof ist der Ansicht, dass 

der Einwendungsausschluss nach § 556 Abs. 3 

BGB grundsätzlich auch für solche Kosten gelte, 

die in der Wohnraummiete generell nicht umge-

legt werden können. Der Bundesgerichtshof be-

gründet die bislang von ihm offen gelassene 

Frage damit, dass sich weder aus dem Wortlaut 

N 

http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=1a5b53c5b6451e89595d540e55649750&nr=74722&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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des § 556 Abs. 3 BGB noch aus dem Sinn und 

Zweck der Vorschrift eine Beschränkung des 

Einwendungsausschlusses ergebe. Vielmehr 

solle es in absehbarer Zeit nach einer Betriebs-

kostenabrechnung Klarheit über die wechselsei-

tig geltend gemachten Ansprüche bestehen. 

In dem zu entscheidenden Rechtsstreit sei 

der Vermieter aber mit Rücksicht auf Treu und 

Glauben daran gehindert, sich auf diesen Ein-

wendungsausschluss zu berufen, weil er sich in 

seinem Abrechnungsschreiben selbst auf die 

beigefügte Abrechnung der Wohnungseigentü-

mer bezogen hat. In dieser sind die genannten 

Positionen ausdrücklich als nicht umlagefähige 

Gemeinschaftskosten bezeichnet. Der Vermieter 

hat damit selbst auf die fehlende Umlagefähigkeit 

hingewiesen. 

Urteil Sie möchten die 
11. Mai 2016  Entscheidung lesen? 
VIII ZR 209/15 Hier klicken 

 

BGH: 

Vorgeschobener Eigenbedarf

ine Kündigung wegen Eigenbedarfs 

kann auch dann vorgeschoben sein, 

wenn ein Vermieter seit längerem Ver-

kaufsabsichten hegt und der von ihm benann-

ten Eigenbedarfsperson den Wohnraum in 

der – dieser möglicherweise nicht offenbarten 

– Erwartung zur Miete überlässt, diese im Fall 

eines doch noch gelingenden gewinnbrin-

genden Verkaufs ohne Schwierigkeiten zum 

Auszug bewegen zu können. 

In dem zu entscheidenden Rechtsstreit hatte ein 

Vermieter ein Wohnhaus vermietet. Später bot er 

dieses den Mietern zum Kauf an, was diese ab-

lehnten. Der Vermieter versuchte sodann das 

vermietete Haus an Dritte zu verkaufen. Später 

kündigte er das Mietverhältnis unter Berufung auf 

einen Eigenbedarf seines Neffen. Der Mieter 

wehrte sich gegen diese Kündigung. Im Ge-

richtsprozess schlossen die Parteien einen Räu-

mungsvergleich. Neun Monate nach Auszug des 

Mieters verkaufte der Vermieter das Haus in ei-

nem nicht vermieteten Zustand. Die Mieter nah-

men ihren Vermieter auf Schadensersatz wegen 

vorgetäuschten Eigenbedarfs in Anspruch. Dem 

Vermieter sei nur daran gelegen gewesen, das 

Objekt zur Erzielung eines höheren Kaufpreises 

zu entmieten.  

Der Bundesgerichtshof ist der Ansicht, dass 

ein vorgeschobener Eigenbedarf auch dann vor-

liegen kann, wenn dieser nur in der Hoffnung 

geltend gemacht wird, dass so das Haus bei 

einem Verkauf ohne Schwierigkeiten von dem 

neuen Bewohner geräumt wird. Das Berufungs-

gericht hätte sich also mit entsprechenden Ein-

wendungen des Mieters auseinandersetzen 

müssen. Das Verfahren wurde an das Beru-

fungsgericht zurückverwiesen, damit dieses die 

tatsächlichen Intentionen des Vermieters für die 

Eigenbedarfskündigung aufklärt. 

Urteil Sie möchten die 
10. Mai 2016  Entscheidung lesen? 
VIII ZR 214/15 Hier klicken 

 

LG Stuttgart: 

Keine Maklergebühren für Besichtigungen

akler dürfen von Wohnungssuchen-

den für die Besichtigung keine Ge-

bühren verlangen. 

Der Makler darf vom Wohnungssuchenden für 

die Vermittlung von Mietverträgen über Wohn-

räume in der Regel kein Entgelt fordern (§ 2 

Wohnungsvermittlungsgesetz). 

In dem zu entscheidenden Rechtsstreit hatte 

ein Makler von potenziellen Mietern knapp 35 

Euro pro Besichtigung erhalten. Der Mieterverein 

Stuttgart (Aktenzeichen: 38 O 73/15 Kfh) sowie 

E 

M 

http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=12dc4ddd1152e48c01fd5e3d501cc593&nr=74780&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=25b1ae054b2f0e2498b3c7ae6120d312&nr=74870&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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die Zentrale zur Bekämpfung unlauteren Wett-

bewerbs (Aktenzeichen: 38 O 10/16 Kfh) hatten 

jeweils gegen den Makler geklagt. Der Vorwurf 

des Mietervereins: Der Makler habe sich auf die-

sem Weg Maklergebühren, die eigentlich vom 

Vermieter zu zahlen sind, von potenziellen Mie-

tern „erschlichen“. Der Makler vertritt den Stand-

punkt, als Dienstleister und nicht als Makler ge-

arbeitet zu haben.  

Das Landgericht Stuttgart ist der Ansicht, 

dass derartige Gebühren unzulässig sind. Es 

verurteilte den Makler dazu, diese Praxis zu un-

terlassen. Entscheidend sei, welche Tätigkeit er 

ausübe. In  dem zu entscheidenden Rechtsstreit 

sei dies eine Maklertätigkeit. Das Gericht sah im 

Handeln des Maklers sowohl einen Verstoß ge-

gen das Wohnungsvermittlungsgesetz als auch 

einen Verstoß gegen Bestimmungen des Geset-

zes gegen den unlauteren Wettbewerb. 

Urteil Sie möchten die 
15. Juni 2016  Pressemitteilung lesen? 
38 O 73/15 Kfh Hier klicken 

38 O 10/16 Kfh

 

LG Berlin: 

Baulärm kann zu Mietminderung berechtigen

on einem Nachbargrundstück ausge-

hende Bauimmissionen können einen 

Mieter zur Minderung des Mietzinses 

berechtigen. 

In dem zu entscheidenden Rechtsstreit wurde im 

Jahr 2000 über eine Wohnung in Berlin­Mitte ein 

Mietvertrag abgeschlossen. Damals befand sich 

in der Nachbarschaft eine mit Bäumen bewach-

sene Baulücke. Zwischen 2013 und 2015 wurden 

auf diesem Grundstück eine Tiefgarage und ein 

Gebäude errichtet und dadurch erhebliche Bau-

immissionen verursacht. Die Mieterin verlangte 

deshalb knapp 950 Euro zurück, also gut 20% 

der bereits an die Vermieterin gezahlten Miete für 

die Monate Juni 2014 bis März 2015.  

Das Landgericht Berlin ist der Ansicht, dass 

die Mieterin wegen Lärm, Staub und Erschütte-

rungen die Miete mindern durfte. Dabei sei die 

Höhe von 20 % angesichts der Beeinträchtigun-

gen angemessen. Auch der Umstand, dass der 

Vermieter über keine rechtlichen Möglichkeiten 

verfüge, die Beeinträchtigungen abzuwehren 

oder von dem Nachbarn eine Entschädigung zu 

verlangen, ändere nichts. Die „Bolzplatzentschei-

dung“ des Bundesgerichtshofs (siehe Rund-

schreiben 5/2015) sei nicht einschlägig. Danach 

seien zwar unter bestimmten Voraussetzungen 

zulasten des Mieters nach Vertragsschluss auf-

tretende Immissionen nicht zu berücksichtigen. 

Jedoch habe der Bundesgerichtshof in jenem Fall 

den Vertrag ergänzend ausgelegt. Hier dagegen 

sei eine solche ergänzende Vertragsauslegung 

nicht zulässig, weil die Parteien stillschweigend 

vereinbart hätten, dass keine erheblichen und die 

Gesundheit beeinträchtigenden Bauimmissionen 

aufträten. Zudem habe es sich in jenem Fall um 

eine dauerhafte Veränderung des Wohnumfeldes 

gehandelt, während es hier um eine nur vorüber-

gehende Veränderung gegangen sei. 

Urteil Sie möchten die 
16. Juni 2016  Pressemitteilung lesen? 
67 O 76/16 Hier klicken 

 

 

 

 

V 

http://www.lto.de/recht/nachrichten/n/lg-stuttgart-urteil-38o7315kfh-wohnung-makler-besichtigung-gebuehr-umgehung-bestellerprinzip/
http://www.haus-und-grund-bayern.de/fileadmin/user_upload/Landesverband/Extranet/Rundschreiben/2016-06_Juni/Rundschreiben_5_2015.pdf
http://www.haus-und-grund-bayern.de/fileadmin/user_upload/Landesverband/Extranet/Rundschreiben/2016-06_Juni/Rundschreiben_5_2015.pdf
http://www.berlin.de/gerichte/presse/pressemitteilungen-der-ordentlichen-gerichtsbarkeit/2016/pressemitteilung.489029.php


Rundschreiben Juni 2016 

7 

2. Steuern 

BayVGH: 

Zweitwohnungsteuer in Schliersee und Bad Wiessee verfassungsgemäß

ie Zweitwohnungsteuersatzungen der 

Gemeinden Schliersee und Bad 

Wiessee sind verfassungsgemäß. 

Zwar weicht die von den Gemeinden gewählte 

Staffelung der Steuer teilweise vom Gebot der 

steuerlichen Lastengleichheit ab. Diese Un-

gleichbehandlung ist aber durch Erfordernis-

se der Verwaltungsvereinfachung verfas-

sungsrechtlich gerechtfertigt. 

Die Zweitwohnungsteuersatzungen der Gemein-

den Schliersee und Bad Wiessee sehen eine 

gestaffelte Steuer vor, die nach der Höhe des 

(tatsächlichen oder geschätzten) Mietaufwands 

bemessen wird und in sieben Stufen ansteigt. Die 

Steuer beträgt 110 Euro bei einem jährlichen 

Mietaufwand von bis zu 1.250 Euro und erreicht 

bei einem Mietaufwand von über 40.000 Euro 

den Höchstbetrag von 3.333 Euro. Von Stufe zu 

Stufe verdoppeln sich jeweils die Obergrenze des 

Mietaufwands und die zu entrichtende Steuer. 

Daraus ergibt sich ein Steuersatz von 18 % an 

der Untergrenze und von 9 % an der Obergrenze 

der jeweiligen Stufe. Gegen Steuerbescheide, die 

auf diesen Satzungen beruhten, wurde Klage 

erhoben. Im Mittelpunkt der Verfahren stand die 

Frage, ob das gewählte Stufensystem mit dem 

verfassungsrechtlichen Gebot der Besteuerung 

nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit ver-

einbar ist. 

Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof hat 

die Staffelung der Gemeinden gebilligt. Zwar 

laufe das gewählte Stufensystem wegen der 

damit verbundenen Progressions­ und Degressi-

onseffekte dem verfassungsrechtlichen Gleich-

behandlungsgrundsatz teilweise zuwider. Die 

Abweichung vom Gebot der steuerlichen Lasten-

gleichheit lasse sich aber durch Erfordernisse der 

Verwaltungsvereinfachung verfassungsrechtlich 

rechtfertigen. Das gewählte Stufensystem führe 

zu einer erheblichen Verringerung des Verwal-

tungsaufwands und ermögliche es, die Steuer 

ungeachtet allgemein zu erwartender Mietpreis-

änderungen für längere Zeiträume festzusetzen. 

Bei vom Eigentümer selbst genutzten Zweitwoh-

nungen erübrige sich in der Regel die aufwendi-

ge exakte Ermittlung der fiktiven Jahresmiete. 

Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof hat die 

Revision zugelassen. 

Urteil Sie möchten die 
2. Mai 2016  Pressemitteilung lesen? 
4 BV 15.2777 Hier klicken 

4 BV 15.2778 

 

 

3. Bauen & Kaufen 

OLG Hamm: 

Kündigung von Bausparverträgen mit guten Zinsen

m Streit um aufgekündigte Bausparverträ-

ge mit guten Zinsen wurde den Betroffenen 

der Weg für eine höchstrichterliche Ent-

scheidung durch den Bundesgerichtshof er-

öffnet. In drei Urteilen wies das Oberlandes-

gericht Hamm die Klagen von Bausparern 

gegen eine Bausparkasse zwar ab. Das Ge-

richt ließ in den drei Fällen aber Revision 

beim Bundesgerichtshof zu. 

In dem zu entscheidenden Rechtsstreit hatte die 

Bausparkasse die Bausparverträge gekündigt, 

weil die Bausparer auch zehn Jahre nach der 

D 

I 

http://www.vgh.bayern.de/media/bayvgh/presse/pressemitteilung_zweitwohnungsteuer_2.pdf
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Zuteilungsreife der Verträge keine Darlehen in 

Anspruch genommen hatten. Sie profitierten da-

mit von ehemals vereinbarten Sparzinsen von bis 

zu drei Prozent. Die drei Bausparer klagten auf 

Feststellung des Fortbestehens der abgeschlos-

senen Bausparverträge. 

Das Oberlandesgericht Hamm ist der Ansicht, 

dass die Kündigungen gerechtfertigt waren, weil 

sich die Bausparkasse auf das in § 489 BGB 

geregelte Kündigungsrecht berufen konnte. Das 

Oberlandesgericht hat damit an seiner Recht-

sprechung in früher entschiedenen Fällen mit 

einer vergleichbaren rechtlichen Problematik 

festgehalten und sich der hiervon abweichenden 

aktuellen Rechtsprechung des OLG Stuttgart 

(Urteil vom 4. Mai 2016 – 9 U 230/15) nicht an-

geschlossen. 

Wegen der derzeit unterschiedlichen oberge-

richtlichen Rechtsprechung hat das Oberlandes-

gericht Hamm in allen drei Fällen die Revision 

zugelassen, sodass die unterlegenen Bausparer 

eine höchstrichterliche Entscheidung durch den 

Bundesgerichtshof herbeiführen können. 

Urteil Sie möchten die 
22. Juni 2016  Pressemitteilung lesen? 
31 U 234/15 Hier klicken 

31 U 271/15 
31 U 278/15

 

http://lrbw.juris.de/cgi-bin/laender_rechtsprechung/document.py?Gericht=bw&nr=20794
https://www.justiz.nrw.de/JM/Presse/presse_weitere/PresseOLGs/22_06_2016_/index.php

